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Erläuterungen: 

Die Sortierung der Paragrafenfolge folgt Artikel 1 TKMoG (TKG ab 01.12.2021) 
     
__________________________ 

Synopse zu TKG 2004, zu-
letzt geändert 18.05.2021 
(„TKG 2004/2021“): 

Streichungen im TKG 
2004/2021 kennzeichnen 
entfallenen Gesetzestext.  

Fettdruck in Artikel 1 TKMoG 
kennzeichnet neuen Gesetzes-
text.  

Kursivschrift in Artikel 1 
TKMoG kennzeichnet neue o-
der geänderte Paragrafen-
überschriften. 

 

_________________________ 

Grüne Schrift in der Geset-
zesbegründung zu Artikel 1 
TKMoG kennzeichnet Aus-
sagen in der Begründung 
zur Umsetzung konkreter 
Richtlinienvorgaben. 

_________________________ 

Rote Schrift in Gesetzesbe-
gründung zu Artikel 1 
TKMoG kennzeichnet Aussa-
gen in der Begründung zu 
Abweichungen von konkre-
ten Richtlinienvorgaben. 

Rote Schrift in Richtlinienvor-
schriften kennzeichnet Ab-
weichung in Artikel 1 
TKMoG gegenüber Richtlini-
envorschrift (keine inhaltlich-
rechtliche Bewertung der Ab-
weichung, lediglich Signal 
zur genaueren Überprüfung 
der vorgesehenen Umset-
zung). 

__________________________ 

Blaue Schrift kennzeichnet 
Richtlinienvorschriften mit all-
gemeinen Vorgaben zur kon-
kreten Umsetzung durch die 
Mitgliedstaaten. 

[Blaue Markierungen] sind 
Verweise im TKMoG auf das 
gesonderte „Gesetz über den 
Datenschutz und den Schutz 
der Privatsphäre in der elekt-
ronischen Kommunikation und 
bei Telemedien sowie zur Än-
derung des Telekommunikati-
onsgesetzes und des Tele-
mediengesetzes (Telekommu-
nikations-Telemedien-Daten-
schutz-Gesetz - TTDSG)“. Die 
bisherigen Vorschriften zu 
Fernmeldegeheimnis (§ 88 
TKG 2004/2021) und Daten-
schutz (§§ 91 ff. TKG 
2004/2021) werden aus dem 
TKG herausgelöst. 

__________________________ 

[Gelbe Markierungen] kenn-
zeichnen Redaktionsversehen.  
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Teil 1 Allgemeine Vorschriften 

TKG 2004/2021 Art. 1 TKMoG  Gesetzesbegründung Richtlinie (EU) 2018/1972 
§ 1 Zweck des Gesetzes, Anwendungsbereich 

§ 1 Zweck des Gesetzes § 1 Zweck des Gesetzes, Anwendungsbe-

reich 

 (Zweck des Gesetzes, Anwendungsbe-

reich) 

N/A 

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch technologieneut-

rale Regulierung den Wettbewerb im Bereich der Te-

lekommunikation und leistungsfähige Telekommu-

nikationsinfrastrukturen zu fördern und flächende-

ckend angemessene und ausreichende Dienstleistun-

gen zu gewährleisten. 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, durch technolo-

gieneutrale Regulierung den Wettbewerb im 

Bereich der Telekommunikation und leis-

tungsfähige Telekommunikationsinfrastruk-

turen zu fördern und flächendeckend ange-

messene und ausreichende Dienstleistungen 

zu gewährleisten. 

Zu Absatz 1 

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch technologieneut-

rale Regulierung den Wettbewerb im Bereich der Te-

lekommunikation und leistungsfähige Telekommu-

nikationsinfrastrukturen zu fördern und flächende-

ckend angemessene und ausreichende Dienstleistun-

gen zu gewährleisten. 

Der Begriff „Telekommunikation“ wird beibehalten. 

Im EU-Kontext wird bereits seit Längerem der Be-

griff „elektronische Kommunikation“ verwendet, der 

im nationalen Recht stets mit „Telekommunikation“ 

unbeanstandet umgesetzt wurde. Beide Begriffe sind 

inhaltsgleich. Eine Anpassung des Begriffs wurde 

nicht vorgenommen, da dies folglich nicht zu einer 

Änderung oder Erweiterung der im TKG geregelten 

Vorgaben oder erfassten Dienste führen würde. 

 

 (2) Diesem Gesetz unterliegen alle Unter-

nehmen oder Personen, die im Gel-

tungsbereich dieses Gesetzes Telekom-

munikationsnetze oder Telekommuni-

kationsanlagen betreiben oder Tele-

kommunikationsdienste erbringen so-

wie die weiteren, nach diesem Gesetz 

Berechtigten und Verpflichteten. 

Zu Absatz 2 

Der neue Absatz 2 enthält erstmals eine ausdrückli-

che Regelung zum Anwendungsbereich des TKG. 

Diese sorgt insbesondere angesichts der neuen Defi-

nition des Telekommunikationsdienstes in § 3 und 

der dadurch bedingten Ausweitung des Adressaten-

kreises für Rechtssicherheit. Es gilt — wie bislang 

auch — das Marktortprinzip. Die Regelungen des 

TKG erfassen bereits heute nicht nur Unternehmen, 

die ihren Sitz in Deutschland haben. Verpflichtet 

werden alle Unternehmen oder Personen, die Tele-

kommunikationsnetze oder Telekommunikationsan-

lagen in Deutschland betreiben oder Telekommuni-

kationsdienste in Deutschland erbringen sowie die 

weiteren, nach diesem Gesetz Berechtigten und Ver-

pflichteten — unabhängig vom Unternehmenssitz. 

Die Aufnahme einer entsprechenden Regelung führt 
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insofern nicht zu einer Änderung des Anwendungs-

bereichs. 

§ 2 Ziele und Grundsätze der Regulierung 

§ 2 Regulierung, Ziele und Grundsätze § 2 Ziele und Grundsätze der Regulierung  (Ziele und Grundsätze der Regulie-

rung) 

Artikel 3 Allgemeine Ziele 

(1)  Die Regulierung der Telekommunikation ist 

eine hoheitliche Aufgabe des Bundes. 

(1) Die Regulierung der Telekommunikation ist 

eine hoheitliche Aufgabe des Bundes. 

§ 2 trägt den umfänglichen Änderungen des Zielka-

talogs in Artikel 3 Richtlinie (EU) 2018/1972 Rech-

nung. Wenngleich die mit Artikel 8 Absatz 2 bis 5 

Richtlinie 2002/21/EG eingeführte Unterteilung in 

Regulierungsziele und Regulierungsgrundsätze zu-

mindest ausdrücklich nicht mehr weiterverfolgt 

wird, lässt die Darstellung in Artikel 3 Absatz 4 

Richtlinie (EU) 2018/1972 auf eine Fortführung der 

Unterteilung von Regulierungszielen und -grundsät-

zen schließen. Dies rechtfertigt eine Fortführung der 

Bezugnahme und Ziele (Absatz 2) und Grundsätze 

(Absatz 3) der Regulierung. Zudem sollen die natio-

nalen Regulierungsbehörden und die anderen zu-

ständigen Behörden einheitliche Ziele verfolgen. Um 

dies zu gewährleisten, findet § 2 gleichermaßen An-

wendung auf die Bundesnetzagentur und andere 

nach diesem Gesetz zuständige Behörden. Den bis-

her in den Einzelrichtlinien enthaltenen umfangrei-

chen Zielkatalog hat der europäische Gesetzgeber ge-

strafft. Betont wird nun zusätzlich die immense Be-

deutung von Netzen mit sehr hoher Kapazität. Die 

Neufassung des § 2 berücksichtigt diesen Ansatz. 

Zu Absatz 1 

Der bisherige Absatz 1 wird auch künftig als Absatz 1 

unverändert fortgeführt. Entsprechend der verfas-

sungsrechtlichen Zuweisung in Artikel 87f Absatz 2 

Satz 2 des Grundgesetzes ist die Regulierung der Te-

lekommunikation hoheitliche Aufgabe des Bundes 

und wird in bundeseigener Verwaltung ausgeführt. 

 

(2)  Ziele der Regulierung sind: (2) Ziele der Regulierung sind:   

 1. die Sicherstellung der Konnektivität 

sowie die Förderung des Zugangs zu 

und der Nutzung von Netzen mit sehr 

Zu Nummer 1 

Mit der Förderung der Konnektivität wird in Umset-

zung von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a Richtlinie 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a  

[Erwägungsgrund 23] 
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hoher Kapazität durch alle Bürger und 

Unternehmen, 

(EU) 2018/1972 ein neues Ziel in den Katalog der Re-

gulierungsziele aufgenommen. Die Aufnahme des 

Konnektivitätsziels in Absatz 2 Nummer 1 stellt dabei 

keine Prioritätenverschiebung dar. Vielmehr tritt es 

gleichrangig neben die Ziele der Förderung des Wett-

bewerbs, des Binnenmarktes und der Endnutzerinte-

ressen. Erwägungsgrund 23 Richtlinie (EU) 

2018/1972 präzisiert das Konnektivitätsziel: breiter 

Zugang zu und die weiterverbreitete Nutzung von 

Netzen mit sehr hoher Kapazität für bzw. durch alle 

Bürger und Unternehmen in der Union auf Grund-

lage von angemessenen Preisen und angemessener 

Auswahl, wirksamen und fairem Wettbewerb, offe-

ner Innovation, effizienter Frequenznutzung, ge-

meinsamen Regeln und vorhersehbaren Regulie-

rungskonzepten im Binnenmarkt sowie der erforder-

lichen sektorspezifischen Vorschriften zum Schutz 

der Interessen der Bürger der Union. Es werden ei-

nerseits Netze und Dienste mit der höchstmöglichen, 

wirtschaftlich nachhaltigen Kapazität in einem be-

stimmten Bereich angestrebt und andererseits wird 

ein territorialer Zusammenhalt im Sinne einer Kon-

vergenz der in verschiedenen Gebieten verfügbaren 

Kapazität verfolgt. Das hier genannte Konnektivi-

tätsziel stellt auch eine Fortführung des Ziels der 

„Beschleunigung des Ausbaus von hochleistungsfä-

higen öffentlichen Telekommunikationsnetzen der 

nächsten Generation" dar (bisheriger § 2 Absatz 2 

Nummer 5). Der Begriff des „hochleistungsfähigen 

öffentlichen Telekommunikationsnetzes der nächs-

ten Generation" wird nunmehr ersetzt durch den des 

„Netzes mit sehr hoher Kapazität". Bereits in der Ge-

genäußerung der Bundesregierung zur Stellung-

nahme des Bundesrates zum Entwurf des TKG-Än-

derungsgesetzes 2011 wurde (damals bzgl. des neu 

hinzutretenden Ziels des bisherigen § 2 Absatz 2 

Nummer 5) ausgeführt, dass „(d)ie auf Gesetzes-

ebene getroffene Formulierung (...) hinreichend kon-

kret und trotzdem im Hinblick auf den zukünftig zu 

erwartenden Infrastrukturausbau entwicklungsof-

fen" sei; weiter führte die Bundesregierung aus, dass 
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die in der Gesetzesbegründung in Bezug genommene 

Zielsetzung des flächendeckenden Ausbaus von 50 

Mbit/s lediglich beispielhaft für das postulierte Ziel 

auf Gesetzesebene zu verstehen sei (BT-Drs. 

17/5707, S. 113). Auch die nun in § 2 Absatz 2 Num-

mer 1 in Bezug genommene Zielsetzung ist insoweit 

dynamisch zu verstehen, da politische Zielsetzungen 

— derzeit die Errichtung flächendeckender Gigabit-

netze bis 2025 — stets mit der Marktdynamik weiter-

entwickelt werden. 

Der flächendeckende Ausbau ist auch für das neu in 

Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a Richtlinie (EU) 

2018/1972 aufgenommene Regulierungsziel einer 

Konnektivität sowie des Zugangs zu und der Nutzung 

von Netzen mit sehr hoher Kapazität durch alle Bür-

ger und Unternehmen von zentraler Bedeutung. 

Denn für die Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union, die nationalen Regulierungsbehörden und 

die anderen zuständigen Behörden sowie die Interes-

senträger bedeutet das Konnektivitätsziel zum einen, 

dass Netze und Dienste mit der höchstmöglichen, 

wirtschaftlich nachhaltigen Kapazität in einem be-

stimmten Bereich angestrebt werden, und zum ande-

ren, dass ein territorialer Zusammenhalt im Sinne ei-

ner Konvergenz der in verschiedenen Gebieten ver-

fügbaren Kapazität verfolgt wird (Erwägungsgrund 

23 Richtlinie (EU) 2018/1972). Durch die Wortwahl 

„Sicherstellung“ wird diese hohe Bedeutung für den 

„territorialen Zusammenhalt“ ebenso wie bei ande-

ren Regulierungszielen (vgl. Artikel 1 Absatz 2 Buch-

stabe a Richtlinie (EU) 2018/1972 und § 2 Absatz 2 

Nummer 2) präziser zum Ausdruck gebracht. 

2.  die Sicherstellung eines chancengleichen 

Wettbewerbs und die Förderung nachhaltig 

wettbewerbsorientierter Märkte der Tele-

kommunikation im Bereich der Telekommu-

nikationsdienste und -netze sowie der zuge-

hörigen Einrichtungen und Dienste, auch in 

der Fläche. (…)  

2. die Sicherstellung eines chancengleichen 

Wettbewerbs und die Förderung nachhaltig 

wettbewerbsorientierter Märkte der Tele-

kommunikation im Bereich der Telekommu-

nikationsdienste und -netze – einschließ-

lich eines effizienten infrastrukturba-

Zu Nummer 2 

Absatz 2 Nummer 2 verpflichtet nach wie vor zur Si-

cherstellung eines chancengleichen Wettbewerbs 

und zur Förderung nachhaltig wettbewerbsorientier-

ter Märkte der Telekommunikation im Bereich der 

Telekommunikationsdienste und -netze sowie der 

zugehörigen Einrichtungen und Dienste, auch in der 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b  
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sierten Wettbewerbs – sowie der zugehö-

rigen Einrichtungen und Dienste, auch in der 

Fläche, 

Fläche. Klargestellt wurde in Umsetzung von Artikel 

3 Absatz 2 Buchstabe b Richtlinie (EU) 2018/1972, 

dass auch die Förderung eines effizienten infrastruk-

turbasierten Wettbewerbs mitumfasst ist. 

1. die Wahrung der Nutzer-, insbesondere der 

Verbraucherinteressen auf dem Gebiet der 

Telekommunikation und die Wahrung des 

Fernmeldegeheimnisses. Die Bundesnetza-

gentur fördert die Möglichkeit der Endnutzer, 

Informationen abzurufen und zu verbreiten 

oder Anwendungen und Dienste ihrer Wahl 

zu nutzen. (…) 

3. die Wahrung der Nutzer-, insbesondere der 

Verbraucherinteressen auf dem Gebiet der 

Telekommunikation; die Bundesnetzagentur 

für Elektrizität, Gas, Telekommunika-

tion, Post und Eisenbahn (Bundesnetz-

agentur) und andere nach diesem Ge-

setz zuständige Behörden fördern die 

Interessen der Nutzer, indem sie 

Zu Nummer 3 

Das Ziel der Wahrung der Nutzer-, insbesondere der 

Verbraucherinteressen wurde von Absatz 2 Nummer 

1 nach Absatz 2 Nummer 3 verschoben. Absatz 2 

Nummer 3 dient der Umsetzung von Artikel 3 Absatz 

2 Buchstabe d Richtlinie (EU) 2018/1972, der gegen-

über seiner Vorgängervorschrift in Artikel 8 Absatz 4 

Richtlinie 2002/21/EG deutliche Veränderungen er-

fahren hat. Auch die Endnutzerinteressen sind nun-

mehr auf die Konnektivität sowie die Nutzbarkeit 

und den Ausbau von Netzen mit sehr hoher Kapazität 

ausgerichtet. Zur besseren Übersicht wurde eine Un-

terteilung der Endnutzerinteressen in Buchstaben a 

bis e vorgenommen. Der bislang in § 88 festgeschrie-

bene Schutz des Fernmeldegeheimnisses wird künf-

tig in einem gesonderten Gesetz [Gesetz über den 

Datenschutz und den Schutz der Privatsphäre in der 

Telekommunikation und bei Telemedien (Telekom-

munikations-Telemedien-Datenschutz-Gesetz - 

TTDSG)] geregelt. Dementsprechend wird das dies-

bezügliche Ziel, die Wahrung des Fernmeldegeheim-

nisses, an dieser Stelle gestrichen. 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe d  

5. die Beschleunigung des Ausbaus von hoch-

leistungsfähigen öffentlichen Telekommuni-

kationsnetzen der nächsten Generation, 

a) die Konnektivität, die breite Verfüg-

barkeit sowie den beschleunigten Aus-

bau von Netzen mit sehr hoher Kapazi-

tät wie auch von Telekommunikations-

diensten sicherstellen und deren Nut-

zung fördern, 

Zu Buchstabe a 

Mit der Wortwahl „sicherstellen“ wird hervorgeho-

ben, dass Konnektivität, breite Verfügbarkeit und be-

schleunigter Ausbau für die Wahrung der Nutzerin-

teressen von gesteigerter Bedeutung sind. Im Detail 

bedeutet dies beispielsweise beim Mobilfunknetz-

ausbau, dass beim Setzen der Rahmenbedingungen 

eine durchgehende, unterbrechungsfreie Konnekti-

vität und eine flächendeckende Versorgung ange-

strebt werden sollte. 

 

(2) Nummer 2 Satz 2 b) auf größtmögliche Vorteile der Nutzer in 

Bezug auf Auswahl, Preise und Qualität auf 
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(…) Die Bundesnetzagentur stellt insoweit auch si-

cher, dass für die Nutzer, einschließlich behinderter 

Nutzer, älterer Menschen und Personen mit beson-

deren sozialen Bedürfnissen, der größtmögliche Nut-

zen in Bezug auf Auswahl, Preise und Qualität er-

bracht wird. (…) 

der Grundlage eines wirksamen Wett-

bewerbs hinwirken, 

9. die Wahrung der Interessen der öffentlichen 

Sicherheit. 

c) die Interessen der öffentlichen Sicherheit 

wahren und die Sicherheit der Netze 

und Dienste gewährleisten, 

  

4. die Sicherstellung einer flächendeckenden 

gleichartigen Grundversorgung in städtischen 

und ländlichen Räumen mit Telekommunika-

tionsdiensten (Universaldienstleistungen) zu 

erschwinglichen Preisen, 

(2) Nummer 1 Satz 3 

Die Bundesnetzagentur berücksichtigt die Bedürf-

nisse bestimmter gesellschaftlicher Gruppen, insbe-

sondere von behinderten Nutzern, älteren Menschen 

und Personen mit besonderen sozialen Bedürfnissen, 

d) gleichwertige Lebensverhältnisse in 

städtischen und ländlichen Räumen sowie 

ein hohes gemeinsames Schutzniveau 

für die Endnutzer sicherstellen und die 

Bedürfnisse – wie beispielsweise er-

schwingliche Preise – bestimmter gesell-

schaftlicher Gruppen, insbesondere von End-

nutzern mit Behinderungen, älteren 

Endnutzern und Endnutzern mit beson-

deren sozialen Bedürfnissen, sowie die 

Wahlmöglichkeiten und den gleichwer-

tigen Zugang für Endnutzer mit Behin-

derungen berücksichtigen.  

  

 e) sicherstellen, dass im Bereich der Tele-

kommunikation keine Wettbewerbs-

verzerrungen oder -beschränkungen 

bestehen, 

  

3. die Entwicklung des Binnenmarktes der Eu-

ropäischen Union zu fördern, 

4. die Förderung der Entwicklung des Bin-

nenmarktes der Europäischen Union, indem 

die Bundesnetzagentur und andere 

nach diesem Gesetz zuständige Behör-

den verbleibende Hindernisse für In-

vestitionen in Telekommunikations-

netze, Telekommunikationsdienste, 

zugehörige Einrichtungen und zugehö-

rige Dienste sowie für deren Bereitstel-

lung in der gesamten Europäischen 

Union abbauen helfen und die Schaf-

fung konvergierender Bedingungen 

Zu Nummer 4 und 5 

Absatz 2 Nummer 4 dient der Umsetzung von Artikel 

3 Absatz 2 Buchstabe c Richtlinie (EU) 2018/1972. 

Zur Klarstellung wird das Regulierungsziel der „effi-

zienten und störungsfreien Nutzung von Funkfre-

quenzen“ in § 2 Absatz 2 Nummer 5 verortet und 

werden nach der Benennung des Regulierungsziels 

die Wörter „auch unter Berücksichtigung der Be-

lange des Rundfunks“ eingefügt. Hierdurch wird der 

Wortlaut der Vorgängernorm des § 2 Absatz 2 Num-

mer 7 aufgegriffen. Die Berücksichtigung der Be-

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c  
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hierfür erleichtern, gemeinsame Re-

geln und vorhersehbare Regulierungs-

konzepte entwickeln und ferner offene 

Innovationen, den Aufbau und die Ent-

wicklung transeuropäischer Netze, die 

Bereitstellung, Verfügbarkeit und In-

teroperabilität europaweiter Dienste 

und die durchgehende Konnektivität 

fördern, 

lange des Rundfunks ist verfassungsrechtlich aus Ar-

tikel 5 Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz ohnehin geboten. 

Eine allgemeine Regelung zur Berücksichtigung der 

Belange des Rundfunks enthält überdies § 2 Absatz 

7. Das Regulierungsziel der effizienten und störungs-

freien Nutzung von Funkfrequenzen ist im Zusam-

menhang mit den weiteren frequenzregulatorischen 

Zielen gemäß § 87 zu beachten. 

Bei der Streichung in § 2 Absatz 2 Nummer 4 handelt 

es sich um eine Folgeänderung zur Aufnahme des ei-

genständigen Regulierungsziels der effizienten und 

störungsfreien Nutzung von Funkfrequenzen in § 2 

Absatz 2 Nummer 5. 

 5.  die Sicherstellung einer effizienten und 

störungsfreien Nutzung von Frequen-

zen, auch unter Berücksichtigung der 

Belange des Rundfunks. 

  

(3) Die Bundesnetzagentur wendet bei der Ver-

folgung der in Absatz 2 festgelegten Ziele ob-

jektive, transparente, nicht diskriminierende 

und verhältnismäßige Regulierungsgrund-

sätze an, indem sie unter anderem 

(3) Die Bundesnetzagentur und andere nach 

diesem Gesetz zuständige Behörden 

wenden bei der Verfolgung der in Absatz 2 

festgelegten Ziele objektive, transparente, 

nichtdiskriminierende und verhältnismäßige 

Regulierungsgrundsätze an, indem sie unter 

anderem 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 setzt Artikel 3 Absatz 4 Richtlinie (EU) 

2018/1972 um, der den nationalen Regulierungsbe-

hörden und anderen zuständigen Behörden bei der 

Verfolgung der in Absatz 2 genannten Regulierungs-

ziele objektive, transparente, nicht diskriminierende 

und verhältnismäßige Handlungsgrundsätze vorgibt. 

Die Inhalte der in den Nummern 1 bis 6 abgebildeten 

Liste sind nicht abschließend. Der europäische Ge-

setzgeber hat erkannt, dass eine systematisch sau-

bere Trennung zwischen Zielen und Grundsätzen der 

Regulierung in der Vorgängerrichtlinie 2002/21/EG 

nicht gelungen ist. Dementsprechend wird, wie oben 

bereits ausgeführt, nicht mehr auf den Begriff der 

Regulierungsgrundsätze abgestellt. Artikel 3 Absatz 

4 Satz 1 Richtlinie (EU) 2018/1972 spricht hingegen 

allgemein von politischen Zielen, die in Artikel 3 Ab-

satz 2 genannt und in Absatz 4 Richtlinie (EU) 

2018/1972 festgelegt wurden. 

Artikel 3 Absatz 4  

1. die Vorhersehbarkeit der Regulierung 

dadurch fördert, dass sie über angemessene 

1. die Vorhersehbarkeit der Regulierung 

dadurch fördern, dass sie über angemessene 

Zu Nummer 1 Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a  
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Überprüfungszeiträume ein einheitliches Re-

gulierungskonzept beibehält, 

Überprüfungszeiträume und im Wege der 

Zusammenarbeit untereinander, mit 

dem GEREK, mit der Gruppe für Fre-

quenzpolitik und mit der Kommission 

ein einheitliches Regulierungskonzept wah-

ren, 

Absatz 3 Nummer 1 dient der Umsetzung von Artikel 

3 Absatz 4 Buchstabe a Richtlinie (EU) 2018/1972, 

der gegenüber der Vorgängervorschrift ergänzt, dass 

die Vorhersehbarkeit der Regulierung auch dadurch 

gefördert wird, dass die nationalen Regulierungsbe-

hörden und anderen zuständigen Behörden im Wege 

der Zusammenarbeit untereinander, mit dem GE-

REK, mit der Gruppe für Frequenzpolitik und mit der 

Kommission ein einheitliches Regulierungskonzept 

wahren. 

2. gewährleistet, dass Betreiber von Telekom-

munikationsnetzen und Anbieter von Tele-

kommunikationsdiensten unter vergleichba-

ren Umständen nicht diskriminiert werden, 

2. gewährleisten, dass Betreiber von Tele-

kommunikationsnetzen und Anbieter von Te-

lekommunikationsdiensten unter vergleich-

baren Umständen nicht diskriminiert wer-

den, 

Zu Nummer 2 

Absatz 3 Nummer 2 dient der Umsetzung von Artikel 

3 Absatz 4 Buchstabe b Richtlinie (EU) 2018/1972 

und entspricht mit Ausnahme einer redaktionellen 

Anpassung der bisherigen Fassung. 

Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe b  

 3. das Unionsrecht in technologieneutra-

ler Weise anwenden, soweit dies mit 

der Erfüllung der Ziele des Absatzes 2 

vereinbar ist, 

Zu Nummer 3 

Absatz 3 Nummer 3 dient der Umsetzung von Artikel 

3 Absatz 4 Buchstabe c Richtlinie (EU) 2018/1972. 

Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe c  

4. effiziente Investitionen und Innovationen im 

Bereich neuer und verbesserter Infrastruktu-

ren auch dadurch fördert, dass sie dafür sorgt, 

dass bei jeglicher Zugangsverpflichtung dem 

Risiko der investierenden Unternehmen ge-

bührend Rechnung getragen wird, und dass 

sie verschiedene Kooperationsvereinbarun-

gen zur Aufteilung des Investitionsrisikos 

zwischen Investoren und Zugangsbegehren-

den zulässt, während sie gleichzeitig gewähr-

leistet, dass der Wettbewerb auf dem Markt 

und der Grundsatz der Nichtdiskriminierung 

gewahrt werden, 

4. effiziente Investitionen und Innovationen im 

Bereich neuer und verbesserter Infrastruktu-

ren auch dadurch fördern, dass sie dafür 

sorgen, dass bei jeglicher Zugangsverpflich-

tung dem Risiko der investierenden Unter-

nehmen gebührend Rechnung getragen wird, 

und dass sie verschiedene kommerzielle 

Vereinbarungen zur Diversifizierung 

des Investitionsrisikos zwischen Investoren 

untereinander sowie zwischen Investo-

ren und Zugangsnachfragern zulassen, 

während sie gleichzeitig gewährleisten, 

dass der Wettbewerb auf dem Markt und der 

Grundsatz der Nichtdiskriminierung gewahrt 

werden, 

Zu Nummer 4 

Absatz 3 Nummer 4 dient der Umsetzung von Artikel 

3 Absatz 4 Buchstabe d Richtlinie (EU) 2018/1972 

und entspricht mit Ausnahme redaktioneller Anpas-

sungen der bisherigen Fassung. 

Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe d  

5. die vielfältigen Bedingungen im Zusammen-

hang mit Wettbewerb und Verbrauchern, die 

in den verschiedenen geografischen Gebieten 

5. die vielfältigen Bedingungen im Zusammen-

hang mit Infrastrukturen, Wettbewerb, 

Gegebenheiten der Endnutzer und ins-

besondere der Verbraucher, die in den 

Zu Nummer 5 

Absatz 3 Nummer 5 dient der Umsetzung von Artikel 

3 Absatz 4 Buchstabe e Richtlinie (EU) 2018/1972 

Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe e  
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innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 

herrschen, gebührend berücksichtigt und 

verschiedenen geografischen Gebieten inner-

halb der Bundesrepublik Deutschland vor-

handen sind, gebührend berücksichtigen, 

und 

und findet auch Anwendung in Bezug auf die von na-

türlichen Personen ohne Gewinnerzielungsabsicht 

verwaltete lokale Infrastruktur, wie beispielsweise 

nichtkommerzielle Initiativen, die sich dem Aufbau 

und Betrieb eines freien Funknetzes widmen. 

6. regulatorische Vorabverpflichtungen nur 

dann auferlegt, wenn es keinen wirksamen 

und nachhaltigen Wettbewerb gibt, und diese 

Verpflichtungen lockert oder aufhebt, sobald 

es einen solchen Wettbewerb gibt. 

6. regulatorische Vorabverpflichtungen nur 

dann auferlegen, wenn es keinen wirksamen 

und nachhaltigen Wettbewerb im Interesse 

der Endnutzer gibt und gewährleisten, 

dass diese Verpflichtungen gelockert oder 

aufgehoben werden, sobald es einen sol-

chen Wettbewerb gibt. 

Zu Nummer 6 

Absatz 3 Nummer 6 setzt Artikel 3 Absatz 4 Buch-

stabe f Richtlinie (EU) 2018/1972 um. Übergeordne-

tes Ziel der Richtlinie (EU) 2018/1972 ist es, die sek-

torspezifische Vorabregulierung je nach Wettbe-

werbsentwicklung auf den Märkten schrittweise ab-

zubauen und letztendlich sicherzustellen, dass die 

Telekommunikationsmärkte nur noch dem allgemei-

nen Wettbewerbsrecht unterliegen. Vor dem Hinter-

grund der Wettbewerbsdynamik, die sich auf den Te-

lekommunikationsmärkten in den vergangenen Jah-

ren entwickelt hat, sollten nur dann regulatorische 

Vorabverpflichtungen auferlegt werden, wenn kein 

wirksamer und nachhaltiger Wettbewerb auf diesen 

Märkten besteht. Entscheidend ist dabei aus Sicht 

des europäischen Gesetzgebers der Nutzen des End-

nutzers: Verpflichtungen auf Vorleistungsebene soll-

ten nur dann auferlegt oder beibehalten werden, 

wenn ohne solche Verpflichtungen auf einem oder 

mehreren Endkundenmärkten kein wirksamer Wett-

bewerb zustande kommen würde. 

Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe f  

(4) Die Vorschriften des Gesetzes gegen Wettbe-

werbsbeschränkungen bleiben, soweit nicht 

durch dieses Gesetz ausdrücklich abschlie-

ßende Regelungen getroffen werden, anwend-

bar. Die Aufgaben und Zuständigkeiten der 

Kartellbehörden bleiben unberührt. 

(4) Die Vorschriften des Gesetzes gegen Wettbe-

werbsbeschränkungen bleiben, soweit nicht 

durch dieses Gesetz ausdrücklich abschlie-

ßende Regelungen getroffen werden, anwend-

bar. Die Aufgaben und Zuständigkeiten der 

Kartellbehörden bleiben unberührt. 

Zu Absatz 4 

Der bisherige § 2 Absatz 3 wird inhaltlich unverän-

dert übernommen und als Absatz 4 fortgeführt. 

 

(5) Die hoheitlichen Rechte des Bundesministeri-

ums der Verteidigung bleiben unberührt. 

(5) Die hoheitlichen Rechte des Bundesministeri-

ums der Verteidigung bleiben unberührt. 

Zu Absatz 5 

Der bisherige § 2 Absatz 5 wird unverändert über-

nommen. 

 

 (6) Die Belange der Behörden und Organi-

sationen mit Sicherheitsaufgaben des 

Zu Absatz 6  


